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10. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache 10/1722 — 

Sondervermögen „Arbeit und Umwelt“ 


A. Problem 

Der Antrag fordert von der Bundesregierung die Entwicklung 
eines Sondervermögens „Arbeit und Umwelt“, das einen quali- 
tativen Wachstumsprozeß auslösen soll, der seinerseits zu ei- 
ner beträchtlichen Ausdehnung der Beschäftigung wie auch zu 
der dringlichen Verbesserung der Umweltsituation beitragen 
soll. Durch Zinssubventionen und die Gewährung von verlore- 
nen Zuschüssen sollen umweltpolitisch bedeutsame und be- 
schäftigungswirksame Investitionen gefördert werden. 

Durch die Einrichtung des Sondervermögens soll unabhängig 
von den jährlichen Haushaltszwängen ein fester Finanzie- 
rungsrahmen geschaffen werden, ohne die öffentliche Netto- 
kreditaufnahme auszuweiten. Durch das Sondervermögen soll 
das Verursacherprinzip nicht abgeschwächt werden, sondern 
das Gemeinlastprinzip in den Fällen zum Tragen kommen, wo 
bestimmte Verursacher nicht oder nicht mehr ermittelt wer- 
den können, oder wo die Anwendung des Verursacherprinzips 
zu unzumutbaren Belastungen führt. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrages, da nach Auffassung der Mehrheit die 
vorgeschlagenen Lösungsmöglichkeiten mit Nachteilen behaf- 
tet seien. Die vorgeschlagenen Maßnahmen seien kontrapro- 
duktiv, belasteten die Wirtschaft mit zusätzlichen Abgaben und 
widersprächen den stabilitätspolitischen Erfordernissen. Die 
Mehrheit ist der Auffassung, daß durch ein komplexes Instru- 
mentarium von Ge- und Verboten umweltpolitische Probleme 
von marktwirtschaftlichen Ansätzen gelöst werden können. 
Die hierzu notwendigen entscheidenden Schritte sind nach 


Drucksache 10/5403 

24 . 04 . 86 



Drucksache 10/5403 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Meinung der Mehrheit von der Bundesregierung durch die 
Novellierung des Bundesimmissionsschutzgesetzes, der Groß- 
feuerungsanlagenverordnung, der Technischen Anleitung 
Luft, der Einführung des umweltfreundlichen Kraftfahrzeuges 
und des Abfallwirtschaftsgesetzes ergriffen worden. Dieses 
bedingt Investitionen in mehrstelliger Milliardenhöhe, die 
beschäftigungswirksam sind. Darüber hinaus kann beim Um- 
weltschutz nach Meinung der Mehrheit wie in anderen Berei- 
chen der sozialen Marktwirtschaft nicht ganz auf Regelungen 
verzichtet werden, die sich an den Grundsätzen der Marktwirt- 
schaft zu orientieren haben. Um eine möglichst schnelle und 
effiziente Umsetzung ihrer Umweltpolitik zu gewährleisten, 
erfolgen steuerliche Begünstigungen. In den Jahren 1986 und 
1987 werden erheblich mehr Mittel für die zinsgünstigen Um- 
weltschutzprogramme des ERP-Sondervermögens, der Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau und der Deutschen Ausgleichsbank 
zur Verfügung gestellt. Bei dieser Vorgehensweise werden 
bürokratische Steuer- und Abgabenregelungen weitgehend 
vermieden. Die Umsetzung in die Wirtschaft ist praxisorien- 
tiert und folgt unter Umweltgesichtspunkten deutlich dem 
Verursacherprinzip. 


C. Alternative 

Die Minderheit der Antragsteller besteht auf der Annahme des 
Antrages. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag der Fraktion der SPD — Drucksache 10/1722 — abzulehnen. 


Bonn, den 21. März 1986 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Unland Dr. Lippold 

Vorsitzender Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten Dr. Lippold 


i. 

Der Antrag wurde in der 108. Sitzung der 10. Wahlpe- 
riode am 6. Dezember 1985 zur federführenden Bera- 
tung an den Ausschuß für Wirtschaft, zur Mitbera- 
tung an den Innenausschuß, den Finanzausschuß, 
den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, den 
Ausschuß für Verkehr, den Ausschuß für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau, den Ausschuß für 
Forschung und Technologie und den Haushaltsaus- 
schuß überwiesen. 

II. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
16. Januar 1985 mit Mehrheit die Ablehnung des An- 
trages empfohlen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat in seiner Sitzung am 
16. Januar 1985 mit Mehrheit die Ablehnung des An- 
trages empfohlen. Es sei nicht Aufgabe des Staates, 
die Entwicklung von lärmarmen Fahrzeugen zu fi- 
nanzieren. 

Der Ausschuß für Forschung und Technologie hat in 
seiner Sitzung am 23. Januar 1985 mit Mehrheit ge- 
gen die Stimmen der Fraktion der SPD und der 
Fraktion DIE GRÜNEN beschlossen, die Ablehnung 
zu empfehlen. 

Der Innenausschuß hat in seiner Sitzung am 
6. Februar 1985 mit den Stimmen der Koalitionsfrak- 
tionen gegen die Stimmen der Fraktion der SPD 
beschlossen, dem Ausschuß für Wirtschaft zu emp- 
fehlen, den Antrag abzulehnen. 


Der Finanzausschuß hat in seiner Sitzung am 23. Ja- 
nuar 1985 die Mitberatung auf steuerliche Aspekte 
begrenzt. Er hat die Finanzierung des Programms 
durch eine preiserhöhende Energieabgabe mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen abgelehnt. Die 
Fraktion der SPD und die Fraktion DIE GRÜNEN 
unterstützten die Vorlage. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat in 
seiner Sitzung am 27. Februar 1985 mit der Stim- 
menmehrheit der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD und der Fraktion 
DIE GRÜNEN vorgeschlagen, den Antrag abzuleh- 
nen. 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat die Vorlage am 12. Dezember 1984, am 
27. Februar 1985 und am 13. November 1985 beraten. 
Er empfiehlt mit den Stimmen der Koalitionsfrak- 
tionen gegen die Stimmen der Fraktion der SPD, 
den Antrag abzulehnen. 

III. 

Durch den Antrag soll die Bundesregierung aufge- 
fordert werden, ein Sondervermögen , »Arbeit und 
Umwelt“ einzurichten. Dieses soll einen qualitativen 
Wachstumsprozeß auslösen, der sowohl Arbeits- 
plätze schafft wie auch zur dringlichen Verbesse- 
rung der Umweltsituation beiträgt. Dies entspreche 
einer neuen Betrachtung des Verhältnisses von Öko- 
nomie und Ökologie. Die Verwendungsschwer- 
punkte sollen sein: 
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1. Gewässerschutz (Verbesserung der Abwasserrei- 
nigung, Schutz der Nord- und Ostsee, Sanierung 
mittlerer und kleiner Fließgewässer), 

2. Wasserversorgung (Einsparung des Wasserver- 
brauchs, rationelle Verwendung im gewerblich- 
industriellen Sektor, Errichtung örtlicher und re- 
gionaler W assergewinnungsanlagen), 

3. Abfallwirtschaft (Sanierung von Mülldeponien, 
Vermeidung und Verringerung des Abfallvolu- 
mens, Anwendung neuer Technologien zur Aufbe- 
reitung und Wiederverwendung von industriellen 
Abfällen und Hausmüll), 

4. Luftreinhaltung (beschleunigte Sanierung alter 
Feuerungsanlagen), 

5. rationelle und sparsame Energieverwendung 
(Ausbau der Kraft- Wärme-Koppelung im Nah- 
und Fernbereich, Wärmedämmung von Gebäu- 
den, neue Techniken zur Verbrauchsminderung, 
Abwärmenutzung, Nutzung regenerativer Ener- 
giequellen), 

6. Lärmschutz (Entwicklung und Nutzung von lärm- 
armen Produktionsverfahren und Fahrzeugen), 

7. Naturschutz, Landschaftsschutz und Stadtökolo- 
gie (Rekultivierung von Industriebrachen, Wie- 
derherstellung von Biotopen, Wohnumfeldverbes- 
serung und ökologischer Landbau), 

8. Errichtung von Meß- und Informationssystemen 
zur Erfassung der Umweltsituation und zur Um- 
weltüberwachung. 

Länder und Kommunen sollen an der Durchführung 
von Projekten beteiligt werden. 

Das Sondervermögen soll zur Beseitigung ökologi- 
scher Notstände eingesetzt werden, wenn der Verur- 
sacher der Belastungen nicht oder nicht mehr ermit- 
telt werden kann, ferner für die Entwicklung und 
Einführung neuer umweltfreundlicher Produkte 
und Produktionsverfahren, aber auch, wenn die An- 
wendung des Verursacherprinzips zu unzumutbaren 
Belastungen für einzelne Regionen, kleine und mitt- 
lere Unternehmen oder untere Einkommensgrup- 
pen führt. 

Das Sondervermögen soll nach dem Antrag bei der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau eingerichtet wer- 
den. Es soll privaten und öffentlichen Unternehmen, 
Gemeinden und Gemeindeverbänden, Körperschaf- 
ten und Anstalten des öffentlichen Rechts sowie 
kommunalen Wirtschaftsunternehmen zinsgünstige 
Kredite für Umweltschutzinvestitionen und Zu- 
schüsse für Investitionen von herausragender Bedeu- 
tung zur Verfügung stellen. Die Zinssätze sollen deut- 
lich unter den Marktzinssätzen liegen. Bei umwelt- 
politisch besonders bedeutsamen Vorhaben sollen 
die Zinskosten in voller Höhe übernommen werden. 

Das Programm für das Sondervermögen soll der Zu- 
stimmung des Bundestages und des Bundesrates be- 
dürfen. Als Richtlinien für die Gewährung von Mit- 
teln sollen gelten: 

— die ökologische Dringlichkeit, 

— die technische Realisierbarkeit und 

— die ökonomischen Möglichkeiten. 


Das Kreditprogramm und die Vergabe der Zu- 
schüsse sollen über das Bankensystem abgewickelt 
werden. 

Zur Finanzierung soll ein Steuerzuschlag auf den 
Energieverbrauch erhoben werden. Damit werde 
über höhere Energiepreise ein Anreiz zum Energie- 
sparen ausgelöst, der unmittelbar zur Verminde- 
rung der Umweltverschmutzung, zur Verbesserung 
der Leistungsbilanz und zur Ressourcenschonung 
beitragen soll. 


IV. 

In seiner Sitzung am 14. Oktober 1985 hat der Aus- 
schuß für Wirtschaft eine nichtöffentliche Anhö- 
rung zu dem Antrag durchgeführt. Die Sachverstän- 
digen nahmen zu den gestellten Fragen wie folgt 
Stellung: 

1. Gesamtwirtschaftliche Bewertung 

Der DGB erwartet eine Beschleunigung des qualita- 
tiven Wachstums auch aufgrund zusätzlicher Ge- 
winne. Gesamtwirtschaftlich geht er von einer Ko- 
stenentlastung aus. 

Dagegen meint der BDI, daß die Kostenbelastung 
über den Energieverbrauch das Produktionspoten- 
tial beeinträchtige. Der von einer niedrigen Arbeits- 
kräftenachfrage ausgehende Ansatz sei falsch. Not- 
wendig sei eine Entlastung auf der Kostenseite und 
eine Belebung privater Investitionen. Die Erneue- 
rung des Produktionspotentials biete erhebliche 
Chancen für den Umweltschutz. Dies führe zu einem 
Einsatz integrierter Umweltschutzeinrichtungen. 
Die zusätzliche Kostenbelastung führe zu einem 
Nachfrageentzug über eine erhebliche Rentabili- 
tätsminderung. 

Der DIHT meint, daß die behaupteten Arbeitsplatz- 
effekte nicht beweisbar seien. Die Betriebskosten 
würden höher als die Investitionssumme. Bei sin- 
kendem Energieverbrauch werde die Finanzierung 
in Frage gestellt. Daraus ergebe sich, daß bei dem 
Programm die fiskalische Funktion dominiere. 

Prof. Hans Karl Schneider führt aus, Hauptaufgabe 
der Energiepolitik sei es, die Nachfrage nach Ener- 
gie zu den langfristig minimalen volkswirtschaftli- 
chen Kosten zu decken. Die Politik der Subventio- 
nierung energiesparender Technologien führe zu 
höheren volkswirtschaftlichen Kosten. 

Das DIW setzt sich dafür ein, die Strategien zu bün- 
deln. Nach seinen Berechnungen sei mit einer 
Beschäftigungszunahme bei Beschleunigung des 
Preisanstiegs zu rechnen. Insgesamt führe die Mo- 
bilisierung eines Investitionsvolumens von rd. 
DM 17 Mrd. jährlich am Ende des Programmzeit- 
raums zu einem Mehr an Beschäftigung in einer 
Größenordnung von etwa 400 000 bis 450 000 Perso- 
nen. 

Das Ifo meldet erhebliche Zweifel an, daß die ange- 
strebten Programmeffekte erreicht werden. Zwar 
würden zusätzliche Investitions-, Nachfrage- und 
Beschäftigungsimpulse insbesondere im Bereich 
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öffentlicher Investitionen und bei der Bewältigung 
der Altlasten ausgelöst werde. Ein Programmeffekt 
in Höhe von jährlich zusätzlich 2 v. H. des Bruttoso- 
zialprodukts erscheine aber wenig realistisch. Ein 
zusätzlicher Investitionsimpuls von jährlich 1 v. H. 
des Bruttosozialprodukts müsse bereits als Erfolg 
gewertet werden. Allerdings zeigten die Erfahrun- 
gen im In- und Ausland, daß mit Umweltschutzaus- 
gaben neben den angestrebten umweltpolitischen 
Primäreffekten auch positive beschäftigungspoliti- 
sche Nebenwirkungen erzielt werden könnten. Die 
Institutionalisierung in Form eines Sondervermögens 
sei jedoch für die Zielerreichung nicht notwendig. 

Die IG Bau, Steine, Erden geht von einem erhebli- 
chen positiven Beschäftigungseffekt aus, wenn die 
Bundesbank das Programm zinspolitisch unter- 
stütze und von einer stärkeren Exportorientierung 
abgegangen werde. 

Die Deutsche Bundesbank trägt vor, daß durch Zins- 
subventionen der Ausleseprozeß partiell außer 
Kraft gesetzt würde. Dadurch entstehe die Gefahr 
von Fehlallokationen mit der Verdrängung wichti- 
ger Vorhaben. Sofern das Sondervermögen Vorlei- 
stungen für humanitäre Produktions- und Lebens- 
bedingungen unterstützen sollte, müsse dies über 
das Verursacherprinzip oder über Steuern gesche- 
hen. 

2. Wettbewerbsverzerrung 

Der DGB nimmt an, daß keine Wettbewerbsverzer- 
rungen entstehen, wenn alle Unternehmen den glei- 
chen Auflagen unterworfen würden. Die USA und 
Japan wendeten schon heute bezogen auf das Brut- 
tosozialprodukt das Doppelte auf, so daß es interna- 
tional nicht zu Wettbewerbsverzerrungen komme. 

Der BDI sieht dagegen eine Beeinträchtigung der 
Wettbewerbsfähigkeit der stromverbrauchenden In- 
dustrie. 

Der DIHT erwartet eine Wettbewerbsbeeinträchti- 
gung auf internationalen Märkten, da Steuererhö- 
hungen die Investitionsbereitschaft senkten und die 
Preise bei umweltfreundlichen Produkten erhöhten. 
Prof. Hans Karl Schneider führt aus, daß über die 
Rentabilität einer Produktion heute schon Bruch- 
teile eines Prozents vom Umsatz bzw. an den Ge- 
samtkosten entschieden. Durchschnittsberechnun- 
gen berücksichtigten nicht das Gewicht der Energie- 
kosten in einzelnen Bereichen. 

3. Preisanstieg 

Der DGB erwartet bei einer Überwälzung der Ko- 
sten einen Anstieg des Preisniveaus um 0,3 %. Even- 
tuell sei dieser auch niedriger, wenn eine Änderung 
der Preisstruktur erfolge. 

Auch die DAG befürchtet eine Kostenüberwälzung 
über die Preise. Prof. Hans Karl Schneider erklärt, 
daß die Anpassungsflexibilität des Energiesystems 
durch abrupte Datenveränderungen überfordert sei. 

Die Bundesbank sieht einen Konflikt mit der finanz- 
politischen Zielsetzung, die Belastung durch staat- 


liche Abgaben zu verringern. Bei einer Überwälzung 
käme es eindeutig zu einer Erhöhung des Preisni- 
veaus. Auch werde die Fremdfinanzierung nicht 
subventionierter Investitionen verteuert. 

4. Auswirkungen auf den Kapitalmarkt 

Der DGB hält den Kapitalmarkt für ausreichend ela- 
stisch. Die Bundesbank habe den Zinssenkungs- 
spielraum noch nicht ausreichend genützt. 

Der BDI sieht Gefahren in einer extremen Bela- 
stung des Kapitalmarktes, der Unterbrechung der 
Zinssenkungstendenz und im Hinblick auf die Haus- 
haltskonsolidierung. 

Auch der DIHT ist der Auffassung, daß Zinssenkun- 
gen durch die höhere Kapitalnachfrage in Frage ge- 
stellt würden. 

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau sieht statt eines 
günstigen Zinses lange Laufzeiten und eine Fest- 
zinsgarantie als wichtiger an. Bei zinsgünstigen 
Krediten könnte es auch beim Verursacherprinzip 
bleiben. 

Die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzen- 
verbände hält einen stärkeren Abstand der Kondi- 
tionen zu denen des Marktes ebenso für erforderlich 
wie einfache und schnelle Verfahren, da eine kom- 
plementäre Eigenfinanzierung notwendig sei. 

Die Bundesbank meint, daß Zinssubventionen zur 
Marktspaltung führten. Bei einem gegebenen Kre- 
ditangebot seien höhere Zinsen die Folge. Auch 
werde die Wirksamkeit der Geldpolitik beeinträch- 
tigt. Sondervermögen förderten die Unübersichtlich- 
keit der öffentlichen Finanzwirtschaft und verstie- 
ßen gegen den Grundsatz der Vollständigkeit und 
Einheit des Haushalts. Die aufgenommenen Kredite 
erhöhten die Verschuldung des Staates. 

5. Altlasten 

Nach Auffassung des DGB müsse das Gemeinlast- 
prinzip zur Geltung kommen, wenn der Verursacher 
nicht mehr festzustellen sei. Dies bedeute jedoch 
nur eine Ergänzung des Verursacherprinzips. Die 
Höhe der erforderlichen Mittel wird auf über 
10 Mrd. DM geschätzt. 

Der BDI sieht keine direkte Verbindung zur Beseiti- 
gung von Altlasten. Es sei vielmehr notwendig, die 
Kostenlast eindeutig zuzuordnen. Dies bedeute, daß 
die Sanierung von Altfällen aus dem ordentlichen 
Haushalt erfolgen müsse. 

Prof. Simonis schlägt als Alternative einen Altla- 
stenfonds der Industrie vor. 

Auch die kommunalen Spitzenverbände sprechen 
sich für einen Vorrang des Verursacherprinzips aus. 
Die Kosten der Altlastensanierung seien hoch, es 
würden zweistellige Milliardenbeträge angenom- 
men. 

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen spricht 
sich für eine enge Auslegung des Gemeinlastprin- 
zips aus, um den ökonomischen Druck zu erhalten. 
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Das Gemeinlastprinzip wäre nur hilfsweise einzu- 
setzen. Daher erscheint ihm die Finanzierung über 
eine Emmissionsabgabe zweckmäßiger. Zinssub- 
ventionen und Zuschüsse böten kaum einen Anreiz, 
da über die Senkung der Kapitalkosten die Rentabi- 
litätsschwelle früher erreicht würde. Dies führe zu 
der Gefahr, daß bestehende Strukturen zementiert 
würden. 

Auch der DIHT sieht den Einsatz des Sondervermö- 
gens zur Sanierung der Altlasten als überflüssig an. 
Notwendig sei ein freiwilliger oder gesetzlicher 
Fonds der Industrie. 

Das deutsche Institut für Urbanistik schätzt die Zahl 
der Altlasten auf 35 000 Fälle. Für Untersuchung, 
Bewertung und Sanierung seien einmalige Aufwen- 
dungen von 16,2 Mrd. DM und ein jährlicher Auf- 
wand von 88 Mio. DM notwendig. 

Der Zentralverband des Deutschen Baugewerbes 
übt Kritik an dem Gemeinlastprinzip. 

Das DIW meint, die Einrichtung eines Sondervermö- 
gens als umweltpolitisches Finanzierungsinstru- 
ment sei zwar mit dem Gemeinlastprinzip, nicht je- 
doch mit dem Verursacherprinzip vereinbar. Eine 
Abweichung vom Verursacherprinzip erfordere 
stets eine eigenständige Begründung. Das Sonder- 
vermögen sei prinzipiell zur Beseitigung von Altla- 
sten geeignet. Würde es gelingen, ein zusätzliches 
Investitionsvolumen von 2 v. H. des Sozialprodukts 
über einen Zehn-Jahres-Zeitraum zu mobilisieren, 
wäre mit Beschäftigungseffekten zu rechnen, die 
eher noch größer wären als im Antrag erwartet. 

Das Ifo hält es hinsichtlich der Altlastensanierung 
für fraglich, ob der Ansatzpunkt für eine wirksame 
Förderung richtig gewählt erscheine. In die Verwen- 
dungsschwerpunkte des Sondervermögens seien 
Aufgaben aufgenommen, die nicht durch Steuermit- 
tel unter Beachtung des Gemeinlastprinzips gelöst 
werden sollten, sondern durch eine striktere Verfol- 
gung des Verursacherprinzips. Zur Mittelbeschaf- 
fung für die Grundfinanzierung des Sondervermö- 
gens kämen als Alternativen u. a. die Einführung 
eines Umweltpfennigs, die Erhöhung der Mineralöl- 
steuer, eine allgemeine Steuererhöhung oder die Fi- 
nanzierung über Kredite in Betracht. Nach ersten 
Schätzungen beliefen sich die Kosten zur Bewälti- 
gung der Altlastproblematik auf insgesamt rund 
14 Mrd. DM während der nächsten zehn Jahre. 

6. Ergänzungen 

Der DGB fordert eine Ergänzung durch Erfassung 
der Umweltsituation und durch Umweltüberwa- 
chung sowie eine Verstärkung der personellen Aus- 
stattung, Ausbildung und Schulung. 

Nach Auffassung des BDI ist eine Ausweitung des 
Anwendungsbereichs der Programme auf inte- 
grierte Verfahren ebenso notwendig wie eine Öff- 
nung der ERP-Programme für die Altlastensanie- 
rung. 

Prof. Simonis fordert zusätzlich Informationen über 
die Energieintensität der Produkte und einen Ein- 
satz des Sondervermögens für Pilotprojekte. 


Die IG Bau, Steine, Erden fordert Priorität für zu- 
sätzliche Maßnahmen zur Umweltsanierung; sie 
spricht sich gegen den Einsatz für Umweltvorsorge 
aus. Vorzieheffekte seien bei einem Langfristpro- 
gramm positiv zu bewerten. Notwendig sei darüber 
hinaus die Förderung der Entwicklung zukunftswei- 
sender Technologien; hierdurch werde auch ein in- 
ternationales Marktpotential eröffnet. 

Die kommunalen Spitzenverbände halten die Priori- 
tätensetzung und die Umsetzung des Programms für 
fraglich. 

Auch die DAG fordert, bei den Aufgabenbereichen 
Prioritäten zu setzen. 

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen wendet 
sich gegen die Überbetonung des technischen Um- 
weltschutzes. Notwendig sei auch die Förderung des 
konservierenden Umweltschutzes. 

Der DIHT meint, daß aufgrund des Sondervermö- 
gens Maßnahmen wie die Markteinführung umwelt- 
freundlicher Produkte und der Umweltschutz im ge- 
werblich-industriellen Bereich über das Gemeinlast- 
prinzip subventioniert würden. 

Das Deutsche Institut für Urbanistik führt aus, in 
erster Linie sei es notwendig, Nachfrage- und Be- 
schäftigungseffekte im Baugewerbe, Personalauf- 
stockungen und eine technische Kommunal- und 
Unternehmensberatung zu schaffen. 

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau setzt sich für 
die Förderung verfahrenstechnischer Umstellungen 
zum Einsatz umweltfreundlicher Produktionsver- 
fahren ein. 

Das DIW fordert ebenfalls eine stärkere Berücksich- 
tigung von Maßnahmen im Bereich des Bodenschut- 
zes. Vorrangig sollte das Sondervermögen für die 
Beseitigung von Altlasten im weiteren Sinne einge- 
setzt werden. 

7. Finanzierung 

Der DGB sieht als zusätzliche Finanzierungsquellen 
eine höhere Nettokreditaufnahme, einen höheren 
Bundesbankgewinn und steuerliche Abschöpfungen 
aus höheren Einkommen an. 

Prof. Simonis meint, Abgabesysteme seien erfolgrei- 
cher. Hierdurch entstehe eine Autonomie von staat- 
lichen Haushalten. 

Die DAG hält eine Umschichtung des Bundeshaus- 
haltes und eine Überprüfung der bisherigen Subven- 
tionspraxis für nötig. 

Nach Auffassung des DIHT ist die Verwendung des 
Aufkommens für öffentliche Pflichtaufgaben be- 
denklich. Damit verbunden seien Tendenzen zur In- 
vestitionslenkung und zu einer Fondswirtschaft. 

Auch das Deutsche Institut für Urbanistik spricht 
sich für Sonderzuweisungen in Form erheblicher 
Kostenbeteiligungen von Bund und Ländern aus. 

Der Zentralverband des Deutschen Baugewerbes 
wünscht eine Änderung der Aufgabenstruktur der 
I öffentlichen Haushalte. Die vorhandenen Mittel 
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reichten aus, wenn sie zu Lasten des allgemeinen 
Konsums umgeschichtet würden. 

Das DIW meint, daß sich selbst bei einer reinen Kre- 
ditfinanzierung das Programm etwa zur Hälfte 
selbst finanzieren würde, so daß am Ende der Zehn- 
Jahres-Periode mit einer Verschlechterung der Fi- 
nanzierungsposition des Staates in einer Größen- 
ordnung von 7 Mrd. DM zu rechnen sei. Bei einer 
Teilfinanzierung über einen steuerlichen Zuschlag 
auf den Verbrauch von Energie dürfte die Finanzie- 
rungsposition des Staates günstiger ausfallen. 

Das Ifo schlägt zur Finanzierung der Sanierungs- 
maßnahmen Zuweisungen der Länder an die Kom- 
munen für die Gefährdungsabschätzung und für be- 
stimmte Sanierungsfälle vor. 

8. Folgen der Energiesteuer 

Der DGB meint, daß beim privaten Verbraucher 
Verbrauchsbeschränkungen zu erwarten seien, bei 
den Unternehmen eine Umstellung auf energiespa- 
rende Verfahren. 

Der BDI sieht die Gefahr einer unkoordinierten Ent- 
wicklung mit negativen Einflüssen auf die übrigen 
Infrastrukturbereiche. Eine Verbesserung der inter- 
nationalen Wettbewerbsfähigkeit sei nicht zu erwar- 
ten, jedoch seien Nachteile wegen des steuerlichen 
Zuschlages über steigende Betriebskosten zu be- 
fürchten. -Die direkte Preiswirkung des Zuschlages 
sei wegen der Mehrwertsteuer höher. Steigende In- 
vestitionen zur Senkung der Energiekosten setzten 
eine befriedigende Ertragslage voraus. 

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen wendet 
sich gegen eine umspezifizierte Besteuerung des 
Energieverbrauchs. Er hält eine Finanzierung über 
eine Emmissions- bzw. Schadstoff abgabe für besser. 

Der DIHT befürchtet Belastungen der energieinten- 
siven Grundstoffindustrien. Die Steuerung der 
Energieeinsparung über den Markt funktioniere. 
Durch die Belastung für* ström- und energieinten- 
sive Branchen entstehe die Gefahr der Vernichtung 
von Arbeitsplätzen. 

Prof. Hans Karl Schneider sieht in der Bevorzugung 
einer rationellen und sparsamen Energieverwen- 
dung eine suboptimale Weichenstellung. Auch der 
höhere indirekte Energieeinsatz sei in den Vergleich 
einzubeziehen. 

Das DIW meint, auf den Durchschnitt aller Ver- 
brauchssektoren bezogen, könne vermutlich mit 
keinen wesentlichen Energieeinspareffekten ge- 
rechnet werden. Auf dem Wärmemarkt würden sich 
die Energiepreisrelationen eindeutig zugunsten der 
Kohle und Fernwärme verschieben. Ein wesentli- 
cher Beitrag zur Energieeinsparung könne nicht er- 
wartet werden. Bei den privaten Haushalten und 
den Unternehmen mit hohen Energieausgabenan- 
teilen käme es zu überdurchschnittlichen Belastun- 
gen mit unerwünschten Verteilungswirkungen. 

Das Ifo erwartet insgesamt, daß die Energiesteuern 
die relativen Preise der einzelnen Energieträger ver- 
änderten (allerdings nicht entsprechend der jeweili- 
gen Umweltbelastungen), sie keine nennenswerten 


Energiespareffekte auslösten und deshalb die 
Schadstoffbelastungen nur wenig reduziert würden. 

9. Mitnahmeeffekte 

Der DGB ist der Auffassung, daß Mitnahmeeffekte 
nicht auszuschließen seien. Es sollten jedoch die 
Steuerungsinstrumente aufeinander abgestimmt 
werden. Eventuell sollten zeitlich begrenzte Sonder- 
programme mit Vorzugskonditionen in Aussicht ge- 
nommen werden. 

Der BDI sieht das Risiko erheblicher Mitnahme- 
effekte. 

Die DAG beanstandet die fehlenden Aussagen zum 
Ausschluß von Mitnahmeeffekten. 

Der DIHT stellt grundsätzlich fest, daß Subven- 
tionen Mitnahmeeffekte erzeugten. 

Die Bundesbank kann Beschäftigungseffekte nur 
erkennen, wenn es zu keinen Umwegfinanzierungen 
bei der öffentlichen Hand und Mitnahmeeffekten 
bei der Wirtschaft kommt Beides ist nach Auffas- 
sung der Bundesbank unerreichbar. 

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau spricht sich für 
eine Ausdehnung der Förderpalette aus, sieht aber 
ebenfalls erhebliche Mitnahmeeffekte. 

Nach Auffassung des Ifo ist die Gefahr von Mitnah- 
meeffekten besonders im Bereich der Förderung in- 
novativer Umwelttechnologien als hoch einzuschät- 
zen. Angesichts einer Programmlaufzeit von zehn 
Jahren werde es sehr schwierig sein, das Kriterium 
der Zusätzlichkeit bei öffentlichen Umweltschutzin- 
vestitionen nachzuweisen. 

10. Aufteilung der Mittel 

Nach Auffassung des BDI bedarf die Aufteilung der 
Mittel sorgfältiger Planung. 

Prof. Simonis sieht die Probleme bei der regionalen 
Verteilung der Mittel. Er setzt sich für plausible und 
transparente Abwägungs- und Bewertungsverfah- 
ren ein. 

Die IG Bau, Steine, Erden wünscht eine Vergabe 
nach regionalen Schwerpunkten, um die Beschäfti- 
gungsprobleme zu lösen. 

Die Kommunen sprechen sich für eine bedarfs- 
gerechte Mittelverteilung aus. Es sollten Länder- 
quoten festgelegt werden. 

Auch das Deutsche Institut für Urbanistik fordert 
eine regionale Konzentration. Es müsse ein vertika- 
ler Lastenausgleich zwischen den staatlichen Ebe- 
nen erfolgen. Eine langfristige Standortsicherung 
sei notwendig. 

Das DIW spricht sich für Entwicklungsprogramme 
auf Länderebene aus, bei denen die Gemeinden dar- 
stellen, was im Rahmen ihrer Haushalte möglich sei. 
Darüber hinaus sollten länderübergreifende Priori- 
täten für ein Verfahren in Analogie zur Gemein- 
schaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur gesetzt werden. 1 
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V. 

Als Ergebnis des Anhörungsverfahrens erklärte die 
Fraktion der SPD, daß ihre Auffassung voll bestätigt 
worden sei, daß nämlich die Bekämpfung der hohen 
Arbeitslosigkeit und die umweltpolitische Erneue- 
rung der deutschen Volkswirtschaft wirkungsvoll 
miteinander verbunden werden könnten. Allge- 
meine Unterbeschäftigung und die Unterauslastung 
der Kapazitäten stellten bei dem vordringlichen Be- 
darf nach verstärktem Umweltschutz und einem 
ebenfalls notwendigen Ausbau wirtschaftlicher öf- 
fentlicher Infrastruktur wirtschafts- und gesell- 
schaftspolitisch eine nicht länger hinzunehmende 
Verschwendung dar. 

Die Bundesregierung sollte aufgrund der Ergeb- 
nisse der Anhörung mit Nachdruck aufgefordert 
werden, nunmehr ihre passive Haltung bei der Lö- 
sung der Beschäftigungs- und Umweltprobleme auf- 
zugeben und gemeinsam mit Ländern und Gemein- 
den sowie Unternehmen und Gewerkschaften ent- 
sprechende Initiativen einzuleiten. 

Verstärkte Umweltschutzaktivitäten und ein weite- 
rer Ausbau wirtschaftsnaher öffentlicher Infra- 
struktur habe gleichzeitig auch positive Auswirkun- 
gen im Wirtschaftskreislauf. Notwendig sei eine mit- 
telfristige Steigerung der gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage und eine stärkere Auslastung der verfüg- 
baren Kapazitäten, eine dauerhafte Verbesserung 
der infrastrukturellen Angebotsbedingungen für die 
Wirtschaft mit der Folge verstärkter komplemen- 
tärer privater Investitionen und eine gezielte Besei- 
tigung struktureller Engpässe für eine störungs- 
freiere wirtschaftliche Entwicklung bei qualitativ 
besseren Lebens- und Arbeitsbedingungen. 

Die Anhörung habe die Kernaussagen des Antrages 
in eindrucksvoller Weise legitimiert. Das Ifo weise 
zu Recht auf den mittelfristigen Charakter der Be- 
mühungen zur umweltpolitischen Erneuerung der 
Volkswirtschaft hin. Das Sondervermögen unter- 
scheide sich deutlich von früheren, sehr kurzfristig 
angelegten Konjunktur- und Beschäftigungspro- 
grammen. Zu dem gleichen Ergebnis komme auch 
das DIW. Beide Institute wiesen übereinstimmend 
hin, daß sich das Sondervermögen wegen der positi- 
ven gesamtwirtschaftlichen Anstoßwirkungen über 
Steuermehreinnahmen zur Hälfte selbst finanzie- 
ren würde. 

Nach der Erklärung der Fraktion der CDU/CSU sei 
sie durch die Äußerungen der unabhängigen Sach- 
verständigen in ihrer Ablehnung des Sondervermö- 
gens »Arbeit und Umwelt“ voll bestätigt worden. Es 
handele sich um ein herkömmliches Arbeitsmarkt- 
programm, dessen Beschäftigungseffekte erheblich 
in Zweifel gezogen worden seien. Die Ziele der Um- 
weltschutzpolitik würden nach der Auffassung der 
Sachverständigen durch das Sondervermögen 
ebensowenig effizient verfolgt, weil es ganz erheb- 
lich vom Verursacherprinzip abweiche. Daß das Son- 
dervermögen einen Beitrag zur Lösung der Arbeits- 
marktprobleme leisten könne, sei nachdrücklich in 
Frage gestellt worden. Mehrere Sachverständige 
— so die Bundesbank, der BDI, die BDA und der 
DIHT — befürchteten sogar, daß das Sondervermö- 


gen unter beschäftigungspolitischen Gesichtspunk- 
ten kontraproduktiv wirken würde, da es eine mas- 
sive Belastung der Unternehmen und Verbraucher 
mit höheren Abgaben und Steuern vorsehe. Die vom 
Ifo erreehneten möglichen Beschäftigungswirkun- 
gen korrigierten deutlich die von der SPD erwarte- 
ten Effekte nach unten. Dabei habe das Ifo den Vor- 
behalt gemacht, daß selbst dieses Ergebnis nur bei 
Lohnverzicht der Arbeitnehmer und trotz sinkender 
Sachkapitalrendite unveränderter Investitionsbe- 
reitschaft der Unternehmen zu erwarten sei. Der 
Vertreter des DGB habe in der Anhörung darauf 
hingewiesen, daß eine Finanzierung über höhere 
Energieabgaben zu Lasten der allgemeinen Kauf- 
kraft gehen müsse. 


VI. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Antrag in sei- 
ner 58. Sitzung am 12. März 1986 abschließend bera- 
ten. Dabei hat die antragstellende Fraktion der SPD 
einen Vorschlag betreffend die Finanzierung des 
Sondervermögens »Arbeit und Umwelt“ einge- 
bracht. 

Sie hat darauf hingewiesen, daß das vorgelegte Pro- 
gramm die gegenwärtig drängendsten innenpoliti- 
schen Probleme — Arbeitslosigkeit und Umwelt- 
schäden — einer Lösung näher bringen könne. Bis- 
her seien in diesem Bereich nur ansatzweise Initiati- 
ven ergriffen worden. Vor allem im Hinblick auf die 
sich aus der demographischen Entwicklung erge- 
benden Belastungen des Arbeitsmarktes, bei dem 
erst Mitte der 90er Jahre mit einer spürbaren Entla- 
stung zu rechnen sei, sei es für die Übergangszeit 
nötig, Maßnahmen zu ergreifen, um die zusätzlich 
erforderlichen Arbeitsplätze zu schaffen. Nach den 
Vorstellungen der Fraktion der SPD könnten mit 
dem vorgestellten Programm jährlich zusätzlich 
400 000 Arbeitsplätze geschaffen werden. 

Mit dem Antrag soll die Bundlesregierung aufgefor- 
dert werden, bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
ein Sondervermögen einzurichten, um einen qualita- 
tiven Wachstumsprozeß, der sowohl Beschäftigung 
schaffen als auch den dringenden Bedarf nach Ver- 
besserung der natürlichen Lebensgrundlagen be- 
friedigen soll, zu initiieren. Aus dem Sondervermö- 
gen sollen privaten und öffentlichen Unternehmen, 
Gemeinden und Gemeindeverbänden, Körperschaf- 
ten und Anstalten des öffentlichen Rechts sowie 
kommunalen Wirtschaftsunternehmen zinsgünstige 
Kredite und Zuschüsse für Umweltinvestitionen zur 
Verfügung gestellt werden. 

Vorgesehen sei ein jährlicher Finanzbedarf von 
4,7 Mrd. DM. Das Sondervermögen soll durch einen 
steuerlichen Zuschlag auf den Verbrauch bestimm- 
ter Energieträger entsprechend deren Energiege- 
halt finanziert werden. Im einzelnen soll Strom mit 
0, 25 Pf/kWh, Benzin, Dieselöl, leichtes und schweres 
Heizöl mit 2,5 Pf/1 und Erdgas mit 2,5 Pf/cbm bela- 
stet werden. Auf der Basis des derzeitigen Ver- 
brauchs wäre mit einem Steuerertrag in Höhe von 
4,7 Mrd. DM zu rechnen. Durch die Belastung des 
Energieverbrauchs soll auch ein Anreiz zur Ener- 
gieeinsparung eingeführt werden. 
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Nach Ansicht der Fraktion der CDU/CSU ist die Be- 
lastung des Energieverbrauchs als negativ zu wer- 
ten. Selbst von den Gewerkschaftsvertretern sei der 
damit verbundene Kaufkraftentzug kritisiert wor- 
den. Darüber hinaus handele es sich nicht nur um 
eine Belastung des Verbrauchers, sondern der Wirt- 
schaft insgesamt, was zu einer höheren Kostenbela- 
stung, dadurch bedingt zu geringeren Investitionen, 
und infolgedessen zu einem Arbeitsplatzabbau ge- 
führt habe. Insgesamt sei das vorliegende Pro- 
gramm als kontraproduktiv zu beurteilen. 

Die Energieverbrauchsabgaben seien bei geringe- 
ren Einkommen anteilig größer als bei höheren Ein- 
kommen. 

Zudem sei durch die darüber hinaus vorgesehene 
Kreditaufnahme mit höheren Zinsen und damit 
nicht absehbaren Auswirkungen auf die nötigen In- 
vestitionen zu rechnen. Die Zinssubventionen er- 
schwerten die Geldpolitik und begünstigten Kapital- 
fehlleitungen. In der enormen Kapitalmarktbean- 
spruchung und in der durch das Sondervermögen 
„Arbeit und Umwelt“ bedingten steigenden Abga- 
benbelastung lägen erhebliche Gefahren für Wirt- 
schaftswachstum und Beschäftigung. Eine stei- 
gende öffentliche Verschuldung gefährde die Stabili- 
tätspolitik der Bundesregierung. 

Die Mehrheit des Ausschusses war der Auffassung, 
daß die Energiesondersteuer, wie sie die Antragstel- 
ler in leicht modifizierter Form für Heizöl, Benzin, 
Diesel, Gas und Strom vorschlagen, eine zügige Um- 
setzung der notwendigen Maßnahmen für einen 
größeren Umweltschutz hemme. Die bereits jetzt ge- 
troffenen Investitionsentscheidungen führten zu 
Strompreiserhöhungen, die von allen Verbrauchern 
getragen werden müßten. 

Durch die von der SPD vorgeschlagene Energieson- 
dersteuer würde es auch zu einer zusätzlichen Bela- 
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stung von Arbeitnehmern und Rentnern kommen. 
Die Mehrheit des Ausschusses war der Auffassung, 
daß solche zusätzlichen Belastungen für die Ver- 
braucher abzulehnen seien. Die Antragsteller hätten 
nach der nichtöffentlichen Anhörung im Ausschuß 
für Wirtschaft einen neuen Finanzierungsvorschlag 
in Aussicht gestellt. Der nun vorgelegte Finanzie- 
rungsvorschlag unterscheide sich jedoch nur unwe- 
sentlich von den bisherigen Vorstellungen. Die Frak- 
tion der SPD halte weiterhin an einer Energiesteuer 
für Strom fest, obwohl die Elektrizitätsversorgungs- 
unternehmen besonders hohe Anforderungen für 
den Umweltschutz tätigen müßten, die nach dem Er- 
laß der Großfeuerungsanlagenverordnung zwin- 
gend geworden seien. 

Unter der SPD-geführten Bundesregierung sei es zu 
einem Abbau von ca. 1,1 Mio. Arbeitsplätzen gekom- 
men. Hingegen sei im vergangenen und in dem jetzt 
laufenden Jahr durch die von der Bundesregierung 
ergriffenen wirtschaftspolitischen Maßnahmen die 
Schaffung von 600000 zusätzlichen Arbeitsplätzen 
zu erwarten. Die Vorstellung der SPD, mit dem Son- 
dervermögen 400000 zusätzliche Arbeitsplätze zu 
schaffen, sei schon in der Anhörung als nicht reali- 
stische Modellrechnung bezeichnet worden. 

Darüber hinaus erklärte die Mehrheit im Ausschuß 
für Wirtschaft, daß durch Investitionen in neue Pro- 
duktionsanlagen erheblich mehr Umweltschutz be- 
wirkt werde, als durch die Reparatur von Altanla- 
gen. Ein integrierter Umweltschutz werde daher 
durch das Sondervermögen nicht bewirkt. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner Sitzung 
am 12. März 1986 mit der Mehrheit der Stimmen der 
Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
gegen die Stimmen der Mitglieder der Fraktion der 
SPD dem Deutschen Bundestag empfohlen, den An- 
trag in Drucksache 10/1722 abzulehnen. 


Dr. Lippold 

Berichterstatter 
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